
Aus dem Bereich der Vereinten Nationen 
Tätigkeiten der Weltorganisation 

Wirtschaft und Entwicklung 

Multinationale Unternehmen: Stärkere Kontrolle 
angestrebt — Freiwilliger Verhaltenskodex vor­
geschlagen — Unterschiedliche Bewertung der 
Multis — Neuer Bericht der Studiengruppe (33) 

I. Multinationale Konzerne sollen künftig 
einer stärkeren internationalen Kontrolle 
ihrer wirtschaftlichen und politischen Macht 
unterliegen. Zudem bedarf es internatio­
naler Zusammenarbeit, um die Probleme zu 
lösen, die sich aus den Tätigkeiten multi­
nationaler Konzerne für Entwicklungslän­
der ergeben können. Zu diesem Ergebnis 
gelangte die Studiengruppe der UN, die 
mögliche Gefahren durch große Konzerne 
für den Entwicklungsprozeß und die inter­
nationalen Beziehungen untersuchen sollte. 
(Tagungen: September 1973 in New York, 
November in Genf, März/April 1974 in New 
York.) 
In die Gruppe hatte Generalsekretär Wald­
heim 20 »hervorragende Persönlichkeiten« 
aus dem öffentlichen Leben berufen (aus 
der Bundesrepublik Staatssekretär Matt-
höfer vom Bundesministerium für wirt­
schaftliche Zusammenarbeit). Die Experten 
gingen bei ihren Untersuchungen von ei­
nem UN-Bericht aus (VN 5/73 S. 153 ff., 
166), der bereits Vorschläge enthielt, nach 
denen die UNO ein Informationszentrum 
über multinationale Unternehmen und ein 
supranationales Organ zur Überwachung 
der Konzerne einrichten sollte. 
Die Studiengruppe stellte die Vorteile nicht 
in Frage, die sich für Entwicklungsländer 
aus der Arbeit multinationaler Unterneh­
men in diesen Ländern ergeben (Schaffung 
von Arbeitsplätzen, Weitergabe von Tech­
nologien u. a.). Indessen sah sie ihre Auf­
gabe darin, festzustellen, welche Nachteile 
den Entwicklungsländern durch Unterneh­
men entstehen können, die in mehreren 
Ländern Tochter- und Beteiligungsgesell­
schaften unterhalten. Die Gruppe entwarf 
Richtlinien, die zur Bekämpfung möglicher 
Nachteile weltweit angewandt werden sol­
len. 
II. Während der ersten Tagung der Stu­
diengruppe wurde Besorgnis über auslän­
dische Ausbeutung von Bodenschätzen, 
über die Einkommensverteilung zwischen 
den Heimat- und den Gaststaaten multi­
nationaler Unternehmen und die vermin­
derte Konkurrenz zwischen einzelnen Groß­
konzernen geäußert. Die Gruppe hörte Ver­
treter von Konzernen, Regierungen und 
Universitäten an und erörterte mit ihnen 
die im Bericht enthaltenen Vorschläge für 
eine wirksame Kontrolle der Konzerne. 
Die Vertreter multinationaler Unternehmen 
bemängelten an dem Bericht, er über­
schätze die Fähigkeit der Konzerne, sich 
der nationalen Rechtsetzung und Kontrolle 
der Gastländer zu entziehen. Die Annahme, 
Entscheidungen über Tätigkeiten der Toch­
tergesellschaften würden nur am Haupt­
sitz der Unternehmen gefällt, treffe nicht 
zu. Vielmehr versuchten die Konzerne, 
ihren Entscheidungsprozeß so weit wie 
möglich zu dezentralisieren. Sie bezweifel­
ten, daß die Interessen ihrer Unternehmen 
denen der Gastländer (von Tochtergesell­

schaften) widersprächen. Ihre Konzerne 
hätten durch Ausbildungsprogramme, In­
vestitionen, Weitergabe von Technologien 
und Schaffung von Arbeitsplätzen entschei­
dend dazu beigetragen, daß die Entwick­
lungsländer die Schwelle zur Modernisie­
rung überschreiten konnten. Wenn einige 
Länder die multinationalen Unternehmen 
ausweisen wollten, werde sich ihr Wirt­
schaftswachstum verlangsamen. Die Un­
ternehmensvertreter bestritten, durch Fi­
nanztransaktionen zu der internationalen 
Währungskrise beigetragen oder sich an 
ihr bereichert zu haben; multinationale Un­
ternehmen hätten keine finanziellen Mittel, 
um sich an Währungsspekulationen zu be­
teiligen. Die Konzerne befürworteten einen 
dauernden Meinungsaustausch zwischen 
Investoren und Regierungen auf der Ebene 
der Vereinten Nationen, um gelegentliche 
Differenzen zwischen Unternehmen und 
Gastländern abzubauen. Nationale Kartell-
und Steuergesetze sollten international auf­
einander abgestimmt und in Kraft gesetzt 
werden. 

Ferner schlugen sie emen zwischen den 
Konzernen zu vereinbarenden »freiwilligen 
Verhaltenskodex« vor, der »Grundsätze 
eines annehmbaren Verhaltens« der multi­
nationalen Unternehmen in verschiedenen 
Bereichen festlegen soll. Ebenfalls sollten 
Kontrollmechanismen ausgehandelt wer­
den, um die Einhaltung des Kodex zu ge­
währleisten. Zugleich müsse jedoch ein 
ähnlicher Katalog für die Vertragspartner 
der Unternehmen (Regierungen, Arbeit­
nehmerorganisationen) aufgestellt wer­
den. 
Führende Personen des öffentlichen Le­
bens (darunter der amerikanische Verbrau­
cher-Anwalt Ralph Nader, der den Unter­
nehmen vorwarf, ihre marktbeherrschen­
den Stellungen rücksichtslos auszunützen) 
übten scharfe Kritik an den multinationalen 
Unternehmen: Die Konzerne hätten zur 
Schaffung eines transnationalen kapitali­
stischen Systems beigetragen, welches das 
System der Nationalstaaten de facto, wenn 
auch nicht de jure sprenge. Ein solches 
System belaste die ärmeren Bevölkerungs­
schichten sowohl der entwickelten als auch 
der unterentwickelten Länder, da es tra­
ditionelle Wirtschaftsgefüge störe, Arbeits­
losigkeit und Unterbeschäftigung fördere, 
nationale Entscheidungszentren stillege 
sowie Eigentum und Einkommen ungerecht 
verteile. Die Politik der Konzerne werde 
nur von einigen Entscheidungsträgern ge­
staltet; Profitmaximierung sei ihre Haupt­
aufgabe, hinter der alle anderen Ziele 
zurückträten. Besonders im südlichen Afri­
ka verstießen einige Unternehmen gegen 
die Politik der UNO und unterstützten die 
weißen Minderheitsregierungen. Multinatio­
nale Unternehmen könnten jedoch einen 
bemerkenswerten Beitrag zum Entwick­
lungsprozeß leisten, wenn sie ihre Politik 
völlig änderten. Vor allem dürften sie die 
Politik der Gastländer in keiner Weise be­
einflussen. Zudem sollten sie Technologien 
entwickeln, die den Bedürfnissen der Ent­
wicklungsländer entsprächen. 

Die von der Studiengruppe gehörten Per­
sönlichkeiten stellten fest, eine wirksame 
Kontrolle der multinationalen Unternehmen 
könne wegen der Unfähigkeit der Verwal­
tungsapparate mancher Gastländer nicht 
gewährleistet werden. Daher regten sie die 
Studiengruppe an, strikte Forderungen auf­
zustellen, die Gastländer beim Abschluß 
von Verträgen mit Konzernen durchsetzen 
sollten. Die Forderungen erstrecken sich 
von sozialen Verbesserungen für Arbeit­
nehmer bis zu Steuer- und Aktiengeset­
zen. 
Studienbereiche der Gruppe sind: 
> Einfluß multinationaler Unternehmen auf 

Gastländer, 
> multinationale Unternehmen und Natio­

nalstaaten, 
> multinationale Unternehmen und das 

internationale wirtschaftliche System. 

III. Zu Beginn ihrer zweiten Tagung hörte 
die Studiengruppe zwei Vertreter von Ost­
blockstaaten (DDR, UdSSR) an. Sie emp­
fahlen der Gruppe: Errichtung eines Infor­
mationszentrums der UN über multinatio­
nale Unternehmen, Alternativen für die 
Weitergabe von Kapital, Führungserfahrung 
und Technologien nach dem Beispiel ihrer 
Länder und des Rats für Gegenseitige 
Wirtschaftshilfe (COMECON). Ferner soll­
ten langfristige Vereinbarungen, die durch 
Verträge geregelt würden, es sowohl dem 
Heimat- als auch dem Gaststaat ermög­
lichen, ihre gegenseitigen Beziehungen in 
langfristige Entwicklungspläne einfließen 
zu lassen und eine gerechte Arbeitsteilung 
zu erreichen. 
Andere Sprecher betonten die besonderen 
Bedürfnisse der Entwicklungsländer beim 
Abschluß von Verträgen mit Großkonzer­
nen; ihre Regierungen sollten durch »flie­
gende Sachverständigengruppen« bei den 
Verhandlungen mit multinationalen Unter­
nehmen unterstützt werden. Vertreter der 
Entwicklungsländer begrüßten die Vor­
schläge des erwähnten Berichts. Sie sagten 
aus: Durch Weitergabe von veralteten 
Technologien würden die Entwicklungs­
länder in eine bleibende Abhängigkeit von 
den Konzernen gebracht. Die Unternehmen 
übten Druck auf Regierungen aus und 
könnten sogar Konfrontationen zwischen 
Regierungen auslösen. 
Der Generalsekretär der Organisation der 
Petroleum exportierenden Länder (OPEC) 
vertrat die Auffassung, die politischen und 
wirtschaftlichen Bedingungen, unter denen 
die (multinationalen) ölgesellschaften ihre 
Konzessionen erhalten hätten, seien hinfäl­
lig. Die Konzessionen seien zwar durch 
Verträge vergeben worden; die Verträge 
seien jedoch unter so ungleichen Verhält­
nissen zustande gekommen, daß sie gegen 
den allgemeinen Grundsatz der Billigkeit 
verstießen und daher ohne rechtliche 
Grundlage seien. Anfängliche Investitionen 
der ölgesellschaften würden durch ihre 
Profite mehrfach übertroffen. Multinationale 
Unternehmen dürften nur unter voller na­
tionaler Kontrolle des Gastlandes zugelas­
sen werden; nach einer angemessenen 
Zeitspanne für die Amortisation der Inve­
stitionen sollten ihre Aktiva in den Besitz 
der Gastländer übergehen. Für die Auf­
stellung der hierzu notwendigen Richtlinien 
könne die UNO eine nützliche Rolle spie­
len. 
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Vertreter der Kommission der Europäi­
schen Gemeinschaft wiesen auf die Be­
deutung internationaler Zusammenarbeit 
zur Regulierung der Tätigkeiten multinatio­
naler Unternehmen hin. Sie würdigten die 
wirtschaftlichen und politischen Vorteile 
großer Konzerne, betonten aber zugleich, 
die Tätigkeiten dieser Unternehmen könn­
ten schädliche Auswirkungen haben, da 
ausgleichende politische oder gewerk­
schaftliche Aktionen fehlten. Um diese 
Auswirkungen zu vermeiden, reiche ein 
Kodex von Verhaltensregeln (s. o.), der 
keine Sanktionen vorsehe, nicht aus. Iso­
lierte spektakuläre Einzelmaßnahmen bö­
ten ebenfalls keine Lösung; statt dessen 
werde ein System aufeinander abgestimm­
ter Maßnahmen benötigt. Die EG könne ein 
entsprechendes Gesetzes-System zur Ver­
fügung stellen; es könne indessen nur 
wirksam sein, wenn gleiche Regeln welt­
weit angewendet würden. Die Gemein­
schaft arbeite bereits in diesem Bereich 
und begrüße eine Zusammenarbeit mit der 
UNO. 
IV. Der Abschlußbericht der Expertengrup­
pe lag der Rohstoffkonferenz der Vereinten 
Nationen vor, die am 9. April 1974 in New 
York begann. Er enthält eine Würdigung 
der Verdienste multinationaler Unterneh­
men sowie einen Katalog von Gefahren, 
die durch diese Konzerne für ihre Gast­
länder ausgelöst werden können. Anschlie­
ßend schlägt er ein internationales Über­
einkommen auf UNO-Ebene vor, das die 
Kontrolle von Unternehmen durch ihre 
Heimat- und Gaststaaten koordinieren soll. 
Der Bericht übernimmt sodann die Vor­
schläge aus dem erwähnten Bericht des 
Generalsekretariats. So wird dem Rat emp­
fohlen, eine ständige Kommission einzu­
setzen; diese soll zur Hälfte aus Gewerk­
schaftsvertretern bestehen. Hauptaufgabe 
der Kommission soll eine ständige Beob­
achtung der Unternehmen sein; daneben 
soll sie auch Sonderprobleme aufspüren 
und analysieren. 
Ein geplantes Forschungs— und Informa­
tionszentrum zur Sammlung und Auswer­
tung von Material über die Konzerne soll 
dem (nach Matthöf er) »enormen Informa­
tionsmangel« abhelfen; insbesondere fehl­
ten Unterlagen über Kapitalverflechtungen 
zwischen multinationalen Unternehmen 
und internationalen Banken, Kapitalströme, 
Weitergabe von Patenten, Transferpreise 
und wettbewerbsbeschränkende Abspra­
chen. Es soll zudem die von den Entwick­
lungsländern geforderte Hilfestellung bei 
Verhandlungen dieser Länder mit den Kon­
zernen leisten. 
Der von Vertretern der multinationalen 
Unternehmen angeregte Verhaltenskodex 
soll u. a. den Unternehmen empfehlen, ei­
nen Teil ihrer Forschungsaufgaben in tech­
nologisch weniger entwickelte Länder zu 
verlagern, um diese an der Ausarbeitung 
neuer Technologien zu beteiligen und den 
>brain-drain<, die Abwanderung von Fach­
kräften aus Entwicklungsländern in techni­
sierte Länder, zu beenden. Dem Umwelt­
schutz soll der Kodex nach Meinung der 
Studiengruppe dadurch Rechnung tragen, 
daß er die Konzerne verpflichtet, den »Ver­
schmutzungs-Export«, die Verlagerung um­
weltschädigender Industrien in Länder mit 
niedrigerem Umweltschutz-Standard, ein­

zustellen. Weitere Vorschläge der Gruppe 
beziehen sich auf Publizität und Steuer­
harmonisierung, um eine gleichmäßige Be­
steuerung der Unternehmen in Ländern 
mit unterschiedlichen Steuersystemen zu 
gewährleisten. 
Kontroverse Meinungen innerhalb der Ex­
pertengruppe berücksichtigt der Abschluß­
bericht dadurch, daß er Mehrheits- und 
Minderheitsmeinungen wiedergibt. So war 
umstritten, ob sogenannte Schmiergelder 
vom zu versteuernden Einkommen abzugs­
fähig seien; uneinig waren sich die Ex­
perten auch über einen Vorschlag, Ent­
wicklungsländern finanzielle Mittel für die 
Entwicklung eigener Technologien zur Ver­
fügung zu stellen, an denen die Unterneh­
men nicht interessiert sind. Nach Matthöfer 
müssen die multinationalen Unternehmen 
»den Interessen der Arbeitnehmer und der 
Entwicklungsländer . . . gerecht« werden, 
andernfalls »über kurz oder lang schwere 
internationale Konflikte« zu befürchten sei­
en. Entwicklungsländer müßten »ihre Sou­
veränität gegenüber privaten Unternehmen 
. . . wahren« und »sich einen angemesse­
nen Anteil an der Wertschöpfung der Kon­
zerne . . . sichern« können. Zu diesem 
Zweck sei es notwendig, ausländische 
Tochtergesellschaften multinationaler Un­
ternehmen auf die Interessen des jeweili­
gen Gastlandes sowie seiner Arbeitnehmer, 
Verbraucher und Anteilseigner festzulegen. 
Dies wiederum setze voraus, die Tätigkeit 
der Konzerne, einschließlich ihrer grenz­
überschreitenden Strategien durchsichtig 
zu machen. 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Umweltschutz: Energiekrise als Stimulans — Be­
ginn der praktischen Arbelt — >Erdwacht< für 
grenzüberschreitende Umweltgefahren — Zweite 
internationale Umweltkonferenz sinnvoll (34) 
Die »sogenannte Energiekrise hat den Re­
gierungen und Bürgern der Welt drama­
tisch die von der Stockholmer (Umwelt)-
Konferenz aufgezeigte Wahrheit klarge­
macht, daß wir mit den kostbaren und be­
grenzten Naturschätzen unserer >nur einen 
Welt< sorgfältiger haushalten... müssen«. 
Mit diesem Appell eröffnete der Geschäfts­
führende Direktor des UN-Umweltpro­
gramms der Vereinten Nationen (UNEP), 
Maurice Strong, die zweite Tagung des 
UNEP-Verwaltungsrats. Wenn die Welt sich 
in ihren politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Beziehungen nicht auf diese Wahr­
heit einrichte, müßten die verstärkten Be­
strebungen zum Schutz der nationalen In­
teressen zu wachsenden Spannungen füh­
ren. Eine derartige Entwicklung mit kata­
strophalen Folgen für reiche und arme 
Länder könne nur durch internationale Zu­
sammenarbeit verhindert werden. 
I. Der Verwaltungsrat, der erstmals in 
Nairobi, dem Sitz des UN-Umweltsekreta­
riats, tagte (11. bis 22. März), beriet über 
laufende und geplante Aktivitäten des Um­
weltprogramms sowie über weitere Mög­
lichkeiten zum Schutz der menschlichen 
Umwelt. 
Nach seiner ersten Tagung, die allgemeine 
Ziele für das Umweltprogramm festlegte 
(VN 4/73 S. 137), leitete der Rat nun erste 
Maßnahmen zum Schutz der Umwelt ein. So 
richtete er die bereits auf der Stockholmer 
Umweltkonferenz geforderte >Erdwacht< 

ein, ein System weltweiter Beobachtung 
zur Früherkennung grenzüberschreitender 
Umweltgefahren. Besonders scharf wird der 
Rat hierbei auf die Erfassung möglicher 
radioaktiver Rückstände drängen, die bei 
atomaren Versuchen anfallen. 
Zur Erhaltung der marinen Umwelt und 
ihrer lebenden Naturschätze leitete der 
Verwaltungsrat Schritte ein und empfahl 
der bevorstehenden Seerechtskonferenz 
der Vereinten Nationen weitere Maßnah­
men. So sollten sich alle Staaten vor dem 
Abschluß von Verträgen über die Ausbeu­
tung von Naturschätzen des Meeresgrundes 
verpflichten, die Gesundheit und die le­
benserhaltenden Funktionen der marinen 
Umwelt zu erhalten. Diese Empfehlungen 
gehen auf eine Anregung der Generalver­
sammlung zurück, die im Dezember 1973 
zum Schutz der überfischten Ozeane auf­
gerufen und den Verwaltungsrat des Um­
weltprogramms aufgefordert hatte, eine Be­
standsaufnahme der lebenden Naturschätze 
zu erstellen, die von Erschöpfung bedroht 
sind (A/Res/3133). 

II. Der gegenwärtige Zustand der Umwelt 
und der Stand des Umweltschutzes be­
schäftigten den Rat bei der Bestandsauf­
nahme seines ersten Arbeitsjahres. Der 
Geschäftsführende Direktor wies auf das 
breite Spektrum umweltschützender Ak­
tionen hin, die sich von der Unterstützung 
des Sahel-Büros zur Koordinierung der 
Sahei-Hilfe bis zu den ersten Schritten für 
die Schaffung einer Erdwacht erstreckten. 
Einem Bericht Strongs über vorrangig zu 
lösende Probleme folgend legte der Rat 
Prioritäten für seine künftige Tätigkeit fest. 
Da die Entwicklungsländer über eine Zwei­
drittelmehrheit im Verwaltungsrat verfügen, 
erhielten ihre Probleme auf der Prioritäts­
liste für das kommende Jahr Vorrang vor 
den Vorstellungen der Industrieländer, die 
den Kampf gegen Umweltverschmutzung 
durch die Industrie begünstigten. So stehen 
Probleme der menschlichen Ansiedlungen, 
ländlichen Entwicklung und Landflucht an 
der Spitze der Liste. Es folgen die in Ent­
wicklungsländern ebenfalls auftretenden 
Probleme der Versteppung und Bewässe­
rung, der Bewahrung der Naturschätze so­
wie der Öko-Entwicklung. Erst am Schluß 
der Liste werden die von den Industrie­
ländern als vorrangig gewerteten Ziele 
aufgeführt: Schaffung eines weltweiten 
Umweltbeobachtungs- und Datenaustausch­
systems (GEMS) sowie eines internationa­
len Referenzsystems (IRS) zur Speicherung 
von Umweltinformationen im Umweltsekre­
tariat, Entwicklung von Fachkenntnissen 
zur Beurteilung und Behandlung der Um­
welt durch Ausbau der Erziehungs-, Aus-
bildungs-, Unterstützungs- und Informa­
tionsprogramme. 
Den Hilfsmaßnahmen für die sechs von der 
großen Dürrekatastrophe betroffenen Sa-
hel-Länder (Mali, Mauretanien, Niger, Ober-
volta, Senegal und Tschad) ist besondere 
Dringlichkeit zugebilligt worden. Die Ge­
neralversammlung hatte hierum ersucht. 
(A/Res/3054). 
Zur Lösung der die Entwicklungsländer be­
wegenden Probleme menschlicher Ansied­
lungen will der Rat eine internationale 
Stiftung für menschliche Wohnung und 
Siedlung< (IHHSF) gründen. Der von Ja­
maika eingebrachte Plan sah ursprünglich 
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